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Fachbereich/Aktenzeichen Datum offentlich

Fachdienst Planung, Stadtentwicklung 29.05.2012

Herr Peter Rauch

Beratungsfolge Zustandigkeit Termin
Ausschuss fur Planung und Verkehr Vorberatung 12.06.2012
Hauptausschuss Entscheidung 25.06.2012

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 115 "Sidlich Alte HolzstraRe -
Sondergebiet - Photovoltaik

A) Entscheidungen zu den Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit

B) Entscheidungen tiber Anregungen der Behorden und Trager offentlicher Belange
und Nachbarkommunen gemaR §§ 2(2) und 4(1) BauGB

C) Beschluss zur o6ffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag:

Siehe Einzelbeschliisse im Sachverhalt.

MaBRnahme aus dem Stadtentwicklungskonzept 2015+
Ja

MaBnahme / Fortschreibung aus SEK 2015+ zu Projekt Nr.: N 1-4 von Seite 139

Sachverhalt:
Sachverhalt:
Mit dem Schreiben vom 04.10.2011 hat der Vorhabentrager Herr Steinhoff einen Antrag auf

Anderung des Flachennutzungsplanes und Aufstellung eines Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes gestellt. Hintergrund des Antrages ist das aktuelle EEG 2010 (Energie-
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Einspeisungsgesetz). Mit dem EEG 2010 wird die bisherige Vergitungspolitik der Stromerzeugung
aus erneuerbaren Energien bestatigt und weitergeflihrt. Freiflachenanlagen kdnnen jetzt auch
innerhalb eines Streifens von 110 Metern vom Fahrbahnrand von Autobahnen oder
Schienenwegen gefordert werden. Diese Flachen werden durch Larm und Abgase des Stralien-
und Schienenverkehrs als belastet angesehen und damit sowohl wirtschaftlich als auch dkologisch
als weniger wertvoll bewertet. Aus diesem Grund ist die Nutzung dieser Flachen flr solare
Energiegewinnung sinnvoll und soll dort vermehrt erschlossen werden.

Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 10.11.2011 dem Antrag vom 04.10.2011
zugestimmt und beschlossen das Verfahrens zur 19. Anderung fir die bislang als ,Fléache fiir die
Landwirtschaft® dargestellte Flache nordlich der Bahnstrecke Hannover - Dortmund als
»~sondergebiet — Flache fir erneuerbare Energien, Photovoltaik einzuleiten. Gleichzeitig wurde der
Aufstellungsbeschluss flir den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 115 “Sidlich Alte
Holzstralle — Sondergebiet — Photovoltaik der Stadt Oelde gefasst. Beide Verfahren werden § 8
Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren durchgefuhrt.

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 115 ,Sidlich Alte Holzstralle — Sondergebiet —
Photovoltaik der Stadt Oelde — einschlie3lich Begriindung — lag gemaR § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert
durch Art. 1 G zur Foérderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und
Gemeinden vom 22.7.2011 (BGBI. I. S.1509) in der Zeit vom 07. Mai, bis zum 22. Mai 2012 bei der
Stadtverwaltung Oelde, Planung und Stadtentwicklung (Zimmer 429) zur Einsichtnahme bereit. In
diesem Zeitraum wurde am 08.05.2012 eine Blrgerversammlung durchgefihrt. Die von der
Planung berihrten Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind gemal § 4 Abs. 1
BauGB vom 20.04.2012 bis zum 22.05.2012 beteiligt worden. Die Ergebnisse der frihzeitigen
Beteiligungsverfahren und etwaige Abwagungsvorschlage sind nachfolgend aufgeflihrt.

A) Entscheidung zu der Beteiligung der Offentlichkeit:

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 115
,oudlich Alte Holzstralle — Sondergebiet — Photovoltaik” der Stadt Oelde erfolgte in der Zeit vom
07. Mai bis zum 22. Mai. In diesem Zeitraum sind von der Offentlichkeit keine Hinweise, Bedenken
oder Anregungen vorgetragen.

Dariber hinaus hat am 08. Mai um 18.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Oelde — GrofRer Ratssaal —
eine Blrgerversammlung stattgefunden:

Niederschrift Uber die Burgerversammlung im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3
Abs. 1 BauGB fiir die 19. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde am Dienstag, den
08. Mai 2012 um 18.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Oelde — GroBer Ratssaal — Ratsstiege 1, 59302
Oelde

Beginn: 18.00 Uhr
Ende: 18.20 Uhr

Anwesend:

als Gast:
Herr Hal¥feld, Biro Nagel Landschaftsarchitekten BDLA, Bad Oeynhausen

von der Verwaltung:
Herr Abel, Technischer Beigeordneter
Herr Rauch, FD Planung und Stadtentwicklung

keine Biirger

Herr Abel stellt um 18.20 Uhr fest, dass keine Birger zur Blrgerversammlung, die im Rahmen der
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Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB fir die 19. Anderung des Flachennutzungsplanes der
Stadt Oelde stattfindet, erschienen sind und beendet um 18.20 Uhr die Veranstaltung.

Matthias Abel Peter Rauch
Techn. Beigeordneter Schriftflihrer

Beschluss:

Es wird festgestellt, dass im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit keine
Stellungnahmen oder Anregungen vorgebracht wurden.

B) Entscheidungen liber Anregungen der Behorden und Trager offentlicher Belange
und Nachbarkommunen gemaR §§ 2(2) und 4(1) BauGB

Nachstehend aufgefiihrte Behérden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange und Fachamter der
Stadt haben im Verfahren gemal} § 4 Abs. 2 BauGB keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise
vorgebracht.

Institution Stellungnahme
vom
Fachbereich 1 — FD Liegenschaften 19.04.2012
Bischéfliches Generalvikariat Minster 19.04.2012
Gemeinde Herzebrock-Clarholz 19.04.2012
Fachbereich 3 — FD Tiefbau und Umwelt 19.04.2012
Wasserversorgung Beckum GmbH 20.04.2012
Stadt Ennigerloh 23.04.2012
Fachbereich 2 — FD Ordnungswesen und Standesamt 23.04.2012
Thyssengas GmbH 24.04.2012
Bezirksregierung Munster Dez. 26 — Luftverkehr 25.04.2012
Gemeinde Langenberg 25.04.2012
PLEdoc GmbH 26.04.2012
Gemeinde Wadersloh 27.04.2012
Bezirksregierung Munster Dez. 53 — Immissionsschutz 30.04.2012
Wehrbereichsverwaltung West 07.05.2012
Deutsche Bahn Services Immobilien GmbH 07.05.2012
Bezirksregierung Minster Dez. 25 — Verkehr 08.05.2012
Bezirksregierung Detmold 10.05.2012
EVO Energieversorgung Oelde 11.05.2012
Evangelische Kirche von Westfalen — Baureferat 14.05.2012
RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice 15.05.2012
IHK Nord Westfalen 16.05.2012
Deutsche Telekom AG 16.05.2012
Landesbetrieb StralRenbau NRW 21.05.2012
Gemeinde Beelen 22.05.2012

Nachstehend aufgefiihrte Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange und Fachamter der
Stadt haben im Verfahren gemal} § 4 Abs. 1 BauGB eine Stellungnahme abgegeben:

Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamt vom 25.04.2012

Gegen die 19. Anderung des Flachennutzungsplanes habe ich dann keine Bedenken, wenn durch den
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Betrieb der Anlage keine Gefahren fir den Eisenbahnbetrieb (z. B. Blendwirkung der Triebfahrzeugfihrer
oder durch Brand) ausgehen.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Mit dem Blendgutachten wurde dem fruhzeitig
geaulerten Hinweis der Deutschen Bahn AG Rechnung getragen. Nach den Ergebnissen des
Gutachtens treten keine Blendwirkungen auf.

Die Anregung wurde somit berucksichtigt.

Stellungnahme der LWL - Archéaologie fiir Westfalen vom 16.05.2012
Wir bitten um die Aufnahme des folgenden Hinweises in die Genehmigung:

Bei Bodeneingriffen kbnnen Bodendenkmaler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauerwerk,
Einzelfunde, aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt
werden. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Unteren Denkmalbehérde und der LWL-Arché&ologie
fur Westfalen, Aul3enstelle Minster unverziglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSchG).

Beschluss:

Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen. Die Vorgaben werden im weiteren
Planungsverfahren beachtet.
Die Anregung wird somit berutcksichtigt.

Stellungnahme der Bezirksregierung Miinster vom 16.05.2012

Mit der vorgelegten Bauleitplanung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Installation einer
Photovoltaikanlage auf einer ca. 5,5 ha grof3en Flache geschaffen werden. Mit Schreiben vom 23. 11.2011
wurde erklart, dass der Standort mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist. Dies gilt auch fir den nun
vorliegenden Planentwurf.

Durch Anderung des § 5 Abs. 2 Satz 2 BauGB und Erganzung der Nr. 7 der Anlage zur
Planzeichenverordnung 1990 (PlanV 90 (BauGBAndG 2011) — Mustererlas vom 16.11.2011) hat der
Gesetzgeber die Moglichkeit eroffnet, fir die Anlagen und Einrichtungen der erneuerbaren Energien und
Flachen fur Versorgungsanlagen darzustellen und festzusetzen. Ich bitte Sie, in den Bauleitpldnen statt
eines Sondergebietes eine Flache fir Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Erneuerbare Energien
(EE) ,Photovoltaikanlagen® (vlg. Nr. 7 der Anlage zur PlanV90) darzustellen und festzusetzen.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Das neu eingefuhrte Planzeichen wird in der
Planzeichnung verwendet. Die Begrindung wird angepasst.
Der Anregung wird somit nachgekommen.

Stellungnahme des Kreises Warendorf - Untere Landschaftsbehérde vom 16.05.2012

Zu dem o.g. Vorhaben nehme ich wie folgt Stellung:

Eine abschlielende Stellungnahme meinerseits ist aufgrund der vorgelegten Unterlagen nicht mdglich, da
die avifaunistischen Kartierungen noch nicht beendet sind und somit eine abschlieende artenschutzrecht-

liche Betrachtung noch aussteht. Vorbehaltlich der Ergebnisse dieser Kartierungen bestehen aus
landschaftsrechtlicher Sicht keine Bedenken unter Beachtung der im folgenden genannten Anregungen:
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Anregungen

1. In die textliche Festsetzung Nr. 1.5.2 des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind die in Pkt. 6.6.2 der
Begriindung aufgefiihrten Mallnahmen hinsichtlich des Abstands der Einzaunung zur Bodenoberflache und
der Entfernung des Schnittguts aufzunehmen.

2. Es ist zu prifen, ob die am Klaverbach vorgesehene Trafostation in den Geltungsbereich des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans innerhalb der geplanten Eingriinung verlagert werden kann,
vergleichbar mit den (brigen 2 Trafostationen.

Sollte dies nicht mdglich sein, ist die Trafostation am Klaverbach landschaftsbildwirksam einzugriinen.
HierfUr sind die in der Pflanzliste des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans aufgefihrten Gehdlze zu
verwenden. Die MalRnahme ist durch die Aufnahme einer entsprechenden textlichen Festsetzung
sicherzustellen.

3. Zur Dokumentation der noch abzuschlieRenden artenschutzrechtlichen Betrachtung sind geman
Handlungsempfehlung des MKULNV vom 22.12.2010 zum Artenschutz in der Bauleitplanung die Muster-
Protokolle des Landesamts fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NW zu verwenden.

Beschluss:

Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen.

Das artenschutzrechtliche Gutachten liegt vor und wird nachgereicht. Negative Auswirkungen auf
geschitzte Arten sind nicht zu erwarten. Der Hinweis zur textlichen Festsetzung hinsichtlich des
Abstands der Erganzung zur Bodenoberflache und Entfernung des Schnittguts wird in den
Bebauungsplan ubernommen.

Der Hinweis, das Trafohauschen in den raumlichen Geltungsbereich einzuschlieRen, wird
verworfen. Das Trafohduschen muss aus technischen Grinden am Klaverbach errichtet werden.
Die Erweiterung des Geltungsbereichs ist nicht notwendig, da durch eine textliche Festsetzung die
grinordnerische MafRnahme auch auferhalb des raumlichen Geltungsbereichs durch eine textliche
Festsetzung planungsrechtlich abgesichert werden kann.

Die Anregung zur Dokumentation der noch abzuschliefienden artenschutzrechtlichen Betrachtung
wurde bereits berlcksichtigt. Das Gutachten ist von einem Uberregionalen Fachburo erstellt
worden, das im Vorfeld auch auf Zustimmung der Landschaftsbehérde traf. Die Vorgaben der
Landschaftsbehorde sind in das Gutachten eingeflossen.

Die Anregungen der Unteren Landschaftsbehdrde werden somit Uberwiegend bertcksichtigt.

Stellungnahme des Kreises Warendorf - Untere Wasserbehérde vom 16.05.2012

In der Begrindung zum Vorentwurf wurden keine Aussagen zu wasserwirtschaftlichen Belange ausgefuhrt.
In der Anlage ist ein Auszug aus der Gewasserkarte beigefiigt. Aus Sicht des Allgemeinen Gewasser-
schutzes bestehen keine Bedenken, wenn folgendes bertcksichtigt wird:

1. Beidseitig des Gewassers Nr. 3023a ist ein Gewasserrandstreifen von mindestens 1,0 m von jeglicher
Uberbauung freizuhalten.

Des Weiteren weise ich daraufhin, dass fiir die Gewasserkreuzung mit der gepl. Stromleitung nach § 36
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. § 99 Landeswassergesetz (LWG) und nicht wie irrtimlich auf S. 14
der Begrindung beschrieben nach § 99 WHG zu beantragen ist.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die wasserwirtschaftlichen Belange werden bericksichtigt. In  der Begrindung 2zum
Flachennutzungsplan werden die Belange detaillierter aufgefuhrt. In der Begrindung zum
Bebauungsplan sind unter Pkt. 6.4 ,Schutzgut Wasser* die Belange berlcksichtigt worden.

Bei dem in der Stellungnahme beigefligten Kartenausschnitt dargestellten Gewasser 3-3023a
handelt es sich um einen verrohrten Bachabschnitt, der durch textliche Festsetzungen ausreichend
berticksichtigt wurde. Mit der Freihaltung des Bereiches von 5 m im Text und in der
Plandarstellung wird die Forderung nach einem Gewasserrandstreifen ausreichend entsprochen.
Der Hinweis auf den Gesetzesbezug des Landeswassergesetzes wird berticksichtigt.
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Die Anregungen werden somit berucksichtigt.

Stellungnahme des Landesbetriebes Wald und Forst - Regionalforstamtes Miinster vom
23.05.2012

Gegen die MaBnahme bestehen Bedenken, da die Bebauungsgrenze zu nah an dem Wald geplant ist.
Im Westen besteht eine neue Waldflache Kompensation, die unmittelbar an die Bebauungsgrenze anknpft.
Ich bitte hier gemaR der Landesbauordnung einen Abstand einzuplanen.

Beschluss:

Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen. Bei der Kompensationsflache handelt es sich
um eine Waldsaumvorpflanzung. Auswirkungen auf die bauliche Anlage durch umstiirzende
Baume konnen nicht auftreten. Der Wald und auch die Vorwaldpflanzung befinden sich im
Eigentum des Antragstellers. Bei der geplanten MalRhahme sind keine Feuerungsanlagen geplant,
fur die die Landesbauordnung in § 43 einen Mindestabstand von 100 m fordert. Folglich sind die
Abstandsregelungen der Landesbauordnung nicht anzuwenden.

Der Anregung wird somit nicht nachgekommen.

Stellungnahme des Kreises Giitersloh vom 16.05.2012

Der Kreis Gutersloh ist im vorgenannten Bauleitplanverfahren nicht direkt zustandig, nur deshalb werden
keine grundsatzlichen Bedenken gegen die Planung formuliert.

Eine ahnliche Freilandfotovoltaikanlage auf 5,8 ha Acker, auch wenn sie den Rahmenbedingungen des EEG
entspricht, wirde der Kreis Gitersloh auf seinem Gebiet ablehnen, weil damit dem auf3erlandwirt-
schaftlichen Flachenverbrauch Vorschub geleistet wird.

MaRgeblich fiir diese Entscheidung sind nicht die artenschutzrechtlichen Belange sondern vielmehr die in
Betracht kommenden vertraglicheren Planungsalternativen. Mdgliche Alternativen sind im Verfahren nicht
nur zu untersuchen sondern auch zu bertcksichtigen.

Der verstarkte Einsatz von regenerativen Energien und die Reduzierung des Freiflachenverbrauches sind
beides wichtige umweltpolitische Zielsetzungen. Besonders im landwirtschaftlich strukturierten 1&andlichen
Raum (AuRenbereich der Kreise Warendorf und Gitersloh) wird diese Konkurrenz immer groRer.
Solange geeignete Alternativen fur Fotovoltaikanlagen, wie z. B.

« grof3e Dachflachen,

* breite versiegelte Flachen (Stellplatze) oder Siedlungsbrachen,

» Gewerbegebiete im Innenbereich,

* Eignungsbereiche mit geringem Konfliktpotenzial,

* Entwicklungsraume im Flachennutzungsplan oder

* Altlaststandorte im Zusammenhang mit weiteren Vorbelastungen

vorhanden sind, sollten bauleitplanerische Festsetzungen von Sonderbauflachen ,Fotovoltaik® im
AuRenbereich grundsatzlich vermieden werden.

Sie stufen die Auswirkungen auf das Landschaftsbild und in den Naturhaushalt ohne eine separate
Bilanzierung als minimalen Eingriff ein. Auch wenn die Bereiche der Aufstellflachen nicht vollstandig
versiegelt werden, so ist der Anteil an Bewirtschaftungswegen, Fotovoltaikanlagenstandern und
Befestigungen, sowie weiteren technischen Nebenanlagen, die das gesamte Plangebiet eng rastern, nicht
unerheblich. Hinzu kommt die Verschattung durch die Module. Natiirliche Einfllisse, die die
naturschutzfachliche Qualitat eines Lebensraumes formen und pragen, kommen auf
Fotovoltaikanlagenflachen kaum zur Wirkung, bis auf die Oberflachenwasserversickerung, die
kompensationsflachenmindernd bilanziert wurde. Durch die Einzaunung und aufgrund der Veranderung der
Flache durch die Installierung der Fotovoltaikanlage werden viele Arten ausgegrenzt oder verlieren einen
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Teillebensraum bzw. Verbreitungsraum.

Das Aufstellen einer Freiland-Fotovoltaikanlage 16st in jedem Fall Eingriffe aus, die auch detailliert bewertet
werden kdnnen mit entsprechendem Ausgleich.

Beschluss:
Die Hinweise des Kreises Gitersloh werden zur Kenntnis genommen.

Mit dem Energie-Einspeisungs-Gesetz 2010 (EEG) wird der Energiewende Rechnung getragen.
Alle politischen, gesellschaftlichen und behdrdlichen Institutionen sollen die Realisierung
umsetzen. Dieses verdeutlicht auch die aktuelle politische Diskussion. Die Inanspruchnahme von
Eignungsbereichen mit geringem Konfliktpotential, wie z. B. entlang von Bahn- und Autobahnen
steht den Zielen der Raumordnung nicht entgegen. Dieses wird auch durch die Stellungnahme der
Bezirksregierung untermauert.

Die vom Kreis Gutersloh genannten Alternativflachen stehen zurzeit in der Stadt Oelde nicht zur
Verfigung. Vor dem Hintergrund der gewollten Energiewende hat der Gesetzgeber mit dem EEG
schon zur Eindammung der Landschaftinanspruchnahme Freiflachenphotovoltaikanalgen auf die
oben genannten Randzonen begrenzt. Es ist also nicht eine unbegrenzte Inanspruchnahme der
landwirtschaftlichen Flachen geplant. Ebenfalls kdnnen diese Flachen aufgrund des geringen
baulichen Eingriffs z. B nach Ablauf der Vertragslaufzeit problemlos wieder einer
landwirtschaftlichen Nutzung zugefiihrt werden.

In vorliegendem Fall werden keine neuen Wege befestigt. Die Versiegelung ist minimal. Es erfolgt
kein Dunger- und Pestizideintrag. Die Flache wird extensiv beweidet. Die Umweltbelastungen sind
weitaus geringer, als bei der derzeitig intensiv landwirtschaftlich genutzten Ackerflache. Der
avifaunistische Artenbesatz wird zunehmen. Alle Kleinstlebewesen und Hasen, Kaninchen Fasan,
Rebhuhner etc. haben durch die Bodenfreiheit des Zaunes ebenfalls Zugang zum Gelande.

Alle Auswirkungen sind hinlanglich im Umweltbericht dargestellt worden. Die abschlieRende
Einschatzung einer geringen Belastungsintensivitat wird durch die Hinweise nicht eingeschrankt.
Dieses bestatigen auch Untersuchungen an anderen Beispielanlagen.

Die Anregungen werden somit nicht bertcksichtigt..

Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen vom 31.05.2012

Zu der 0.g. geplanten Anderung des FNP sowie zur Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes mit dem Ziel ‘Sondergebiet flr Photovoltaik’ nehme ich aus Sicht der
Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Warendorf, wie folgt Stellung:

1. Allgemeine Stellungnahme / agrarstrukturelle Beurteilung

Bei der Vorhabensflache handelt es sich um eine agrarstrukturell intakte und — auf3er durch die
Bahntrassenkorper - rein land- und forstwirtschaftlich genutzte Freiraumflache. Die dort vorhandenen Bbden
sind zumeist mittel, z. T. auch gut bonitiert, in ihren Bodenwasserverhaltnissen i.d.R. in Ordnung, gelten als
vergleichsweise fruchtbar wie ertragssicher und werden bisher konventionell fir Getreide,- Mais und
Futterfruchtanbau, ggfs. auch fiir Feldobst- und Gemuseanbau oder Garsubstraterzeugung (Biogas-Mais)
genutzt.

Durch das hohe Intensitatsniveau infolge der landw. Veredlungswirtschaft (Viehhaltung), durch den
Biogasanlagen-Betrieb im Umfeld und in Teilen auch durch den Anbau von Spezialkulturen (Obst u.
Gemduse) ist die Flachenausstattungs-Situation der landw. Betriebe dort zumeist als knapp einzuordnen.
Gdfs. freiwerdende Flachen sind auf dem Pachtmarkt stets stark umworben. An dieser agrarstrukturellen
Einschatzung wird sich auch im Laufe des weiteren Strukturwandels nicht viel andern, die landw. Flachen
bleiben knapp und kostbar. Jede flachig konkurrierende Nutzung diirfte diese Situation noch verscharfen.
Vor diesem Hintergrund verweist die Landwirtschaftskammer NRW auf den bisherigen
gesamtgesellschaftlichen Konsens (“Allianz fiir die Flache*), dass Agrarflachen erhalten und maoglichst von
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auBerlandwirtschaftlichen Nutzungen verschont bleiben sollen. (Photovoltaik ist als nicht originar
landwirtschaftliche Bodennutzung einzustufen, weil ohne echte ‘Boden-Fruchtziehung®). Deshalb begegnet
die hier zustandige Kreisstelle der Landwirtschaftskammer - nach eingehender Beratung in den flir den Kreis
Warendorf zustandigen landwirtschaftlichen Gremien — flachenhaften und flachengrofien
Photovoltaikvorhaben, auch wenn dafiir wie hier entlang von Trassen eine positive forderrechtliche Option
geschaffen wurde, auf bisher landwirtschaftlich genutzten Freiflachen kritisch mit starken Vorbehalten.
Demzufolge dulert die Kreisstelle der Landwirtschaftskammer mit Blick auf magliche (Fehl-)Entwicklungen
weiterer grof¥flachiger Agrarflachen-Inanspruchnahme deutliche agrarstrukturelle Bedenken grundsatzlicher
Art.

Im Ubrigen halt die Kreisstelle der Landwirtschaftskammer an dieser Auffassung trotz der sog.
Energiewende solange fest, wie das vorhandene Potenzial fir Photovoltaikanlagen auf sich anbietenden
Dachflachen, Industriegelande, Deponien, Konversionsflachen usw. nicht ausgeschopft ist.

2. Vorhabensbezogene Stellungnahme

Sollte die Stadt Oelde dem hier vorgelegten flachenhaften Photovoltaikvorhaben dennoch planerisch
zustimmen, sind aus Sicht der Landwirtschaftskammer folgende landwirtschaftlichen Belange und
Gesichtspunkte zu beachten:

- Die Wege-Erschliefung der Feldflur und deren Ausbauzustand diirfen von den Bau- und
Einfriedungsmalinahmen nicht beeintrachtigt werden.

- Evtl. vorhandene Meliorationsanlagen (Dranagensysteme) sowie die ortliche Vorflut sind in voller
Funktionsfahigkeit zu erhalten.

- Der Mutterboden auf den zur Uberplanung anstehenden Flachen sollte trotz technischer
Uberbauung/Uberplanung in situ verbleiben, damit nach evtl. Riickbau die Flachen wieder uneingeschrankt
in landwirtschaftliche Kultur zuriickgenommen werden kénnen.

- Art, Umfang und Platzierung evtl. zu erflillender Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen sollten auf ein
Minimum beschrankt bleiben und entsprechend den im Kreis Warendorf vereinbarten Grundsatzen
umgesetzt werden.

Beschluss:

Die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen wird zur Kenntnis
genommen.

Mit dem Energie-Einspeisungs-Gesetz 2010 (EEG) wird der Energiewende Rechnung getragen.
Alle politischen, gesellschaftlichen und behérdlichen Institutionen sollen die Realisierung
umsetzen. Dieses verdeutlicht auch die aktuelle politische Diskussion. Die Inanspruchnahme von
Eignungsbereichen mit geringem Konfliktpotential, wie z. B. entlang von Bahn- und Autobahnen
steht den Zielen der Raumordnung nicht entgegen. Dieses wird auch durch die Stellungnahme der
Bezirksregierung untermauert.

Die von der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen genannten Alternativflachen stehen
zurzeit in der Stadt Oelde nicht zur Verfiigung. Vor dem Hintergrund der gewollten Energiewende
hat der Gesetzgeber mit dem EEG schon zur Einddmmung der Landschaftinanspruchnahme
Freiflachenphotovoltaikanalgen auf die oben genannten Randzonen begrenzt. Eine unbegrenzte
Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flachen ist hierdurch nicht zu erwarten. Ebenfalls
kénnen diese Flachen aufgrund des geringen baulichen Eingriffs z. B nach Ablauf der
Vertragslaufzeit problemlos wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zugefuhrt werden.

In vorliegendem Fall werden keine neuen Wege befestigt. Die Versiegelung ist minimal. Es erfolgt
kein Dunger- und Pestizideintrag. Die Flache wird extensiv beweidet. Die Umweltbelastungen sind
weitaus geringer, als bei der derzeitig intensiv landwirtschaftlich genutzten Ackerflache. Der
avifaunistische Artenbesatz wird zunehmen. Alle Kleinstlebewesen und Hasen, Kaninchen Fasan,
Rebhuhner etc. haben durch die Bodenfreiheit des Zaunes ebenfalls Zugang zum Gelande.

Alle Auswirkungen sind umfassend im Umweltbericht dargestellt worden. Die abschlieRende
Einschatzung einer geringen Belastungsintensivitat wird auch durch Untersuchungen an anderen
Beispielanlagen bestatigt.

Die Hinweise zu mdéglichen Drainagesystemen und zur 6rtlichen Vorflut werden beachtet.
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Eine Verlagerung von Mutterboden ist aufgrund der geringen Eingriffe in den Boden nicht
vorgesehen.

Art, Umfang und Lage der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen werden mit dem Kreis Warendorf
abgestimmt und werden in der Begriinung mit Umweltbericht dargestellt.

Die Anregungen werden somit nur teilweise berlcksichtigt.

C) Beschluss zur o6ffentlichen Auslegung

Nachdem Uber den Bericht Uber die frilhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemal § 3 Abs. 1
BauGB und uber die frihzeitigen Stellungnahmen der Nachbarkommunen und Behdrden, sowie
Trager offentlicher Belange gemal § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB beraten und beschlossen
wurde und der vorliegende Entwurf zur 19. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Oelde
mit Begrindung zur Kenntnis genommen wurde, erfolgt folgende Beschlussempfehlung:

Beschluss:

Der Hauptausschuss der Stadt Oelde beschlieft, den gemaR Beratungsergebnis Uberarbeiteten
Entwurf des Vorhabnebezogenen Bebauungsplanes Nr. 115 ,Sidlich Alte Holzstrale -
Sondergebiet — Photovoltaik* der Stadt Oelde — einschlieRlich der Begriindung mit Umweltbericht
und Anlagen — gemaf § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. | S. 2414) zuletzt geandert durch Art. 1 G zur Foérderung des Klimaschutzes bei der
Entwicklung in den Stadten und Gemeinden vom 22. Juli 2011(BGBI. | S. 1509) offentlich
auszulegen.

Durch diesen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll der Bereich sudlich der Hofstelle Steinhoff
entlang der Bahnstrecke Hamm-Bielefeld in einer Grofe von rund 5,5 ha als ,Flache fir
Versorgungsanlagen - Zweckbestimmung Erneuerbare Energien (EE) - Photovoltaikanlagen®
Uberplant werden. Damit soll die planungsrechtliche Voraussetzung fur die Errichtung einer
Photovoltaik-Freiflachenanlage geschaffen werden.

Der Anderungsbereich liegt im Osten des Oelder Stadtgebietes siidlich des Wirtschaftsweges ,Alte
HolzstraRe®. Die Flache grenzt im Norden und Osten an landwirtschaftlich genutzte Flachen.
Westlich der Flache befindet sich eine kleine Waldflache. Im Sdden liegt unmittelbar die
Bahnstrecke Hamm-Bielefeld.

Der Bereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 115 erfasst folgende Flurstiicke der
Gemarkung Oelde teilweise:

Flur 103, Flurstucke 50 tlw. und 43 tlw.
Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (siehe Anlage).

Der Beschluss ist offentlich bekannt zu machen.

Seite 9 von 9



	Gremium
	Zuständig
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Anlage

